Pressemitteilung 
Flüchtlinge in Eppendorf fordert umfassende Erklärung zum Scheitern des „Expressbaus“ und fordert alternative Baumaßnahmen für Geflüchtete im Stadtteil
 
Stellungnahme der Initiative zur Absage des Bauvorhabens Osterfeldstraße
Hamburg, 27. Juni 2016. Die Initiative „Flüchtlinge in Eppendorf“ ist empört über die Absage des Bauvorhabens an der Osterfeldstraße, mit dem Geflüchteten Wohnraum geboten werden sollte. 

Sie fühlt sich durch Stadt, Bezirk und den Investor unzureichend informiert und sieht die Geflüchteten de facto aus Eppendorf ausgesperrt. 
Anfang des Jahres hatte es seitens des Bezirksamts in der Nikolaikirche klipp und klar geheißen: Beim Bau der ersten 178 Wohneinheiten ginge es „nicht mehr um das Ob, sondern nur noch um das Wie“. Insgesamt war monatelang die Rede davon, dass es demnächst etwa 2.400 Neu-Eppendorfer*innen geben würde. Also planten und engagierten sich Mitarbeitende von Schulen, Kindergärten, Tagesstätten, Kirchen sowie Freiwillige. 

Wie leichtfertig darf man als Investor und als Regierung damit umgehen? Schließlich wurden so auf der einen Seite massive Ängste geschürt, auf der anderen noch weit mehr Hoffnungen und Einsatzbereitschaft geweckt. Alles völlig umsonst: „Ganz Eppendorf wurde über die Unsicherheit und die Risiken der Planung nicht ausreichend in Kenntnis gesetzt. Das hat zu unnötigen Auseinandersetzungen und flüchtlingskritischem Engagement geführt“, so Anton Senner, Sprecher der Initiative. Das Nachsehen haben dabei in erster Linie die Geflüchteten: Sie verbleiben in einer „Erstaufnahme“.
Eine ausreichende Erklärung gibt es allerdings für diesen Schaden nicht. Die Initiative Flüchtlinge in Eppendorf erwartet deshalb von allen Beteiligten vollständige Auskunft über den Verlauf der Gespräche, die letztlich zu einer Absage des gesamten Vorhabens führten. 
Außerdem erwartet die Initiative, dass Stadt und Bezirk darlegen, wie sie die Unterbringung von Geflüchteten in Eppendorf nun ohne dieses Vorhaben bewerkstelligen werden. Anders als bei dem Debakel an der Osterfeldstraße muss ein neues Konzept der Bevölkerung frühzeitig bekannt und außerdem hieb- und stichfest sein. 
   
Darüber hinaus erwartet die Initiative Klärung, was stattdessen an der Osterfeldstraße entstehen soll. Denn derselbe Investor will auf einem anderen Grundstück in Eppendorf, am Salomon-Heine-Weg, zu 100 Prozent Eigentumswohnungen bauen. Die Initiative befürchtet nun, er könnte genau das auch an der Osterfeldstraße anstreben. Und sie erwartet, dass Stadt und Bezirk das für beide Flächen verhindern und auf einem Anteil von mindestens 30 Prozent der Fläche als Sozialwohnungen bestehen. 
„Wir wollen nämlich, dass Geflüchtete in Eppendorf Wohnraum finden und fordern deshalb, alternative  Baumaßnahmen sowohl für das Gelände an der Osterfeldstraße als auch für weitere Flächen tabulos mit den Initiativen im Stadtteil zu prüfen“, so Anton Senner weiter. 

Weiterhin fordert die Initiative, Maßnahmen zur Ermutigung privater Vermieter zu entwickeln, damit Geflüchtete immerhin in kleiner Anzahl nach Eppendorf ziehen können. 
Das nächste Treffen der Initiative findet statt am Donnerstag, 7. Juli in der Handelsschule Kellinghusenstraße H 13. Beginn 19:00 Uhr.  

Kontakt: info.fluechtlinge.in.eppendorf@gmail.com
